Zu beziehen durch alle Poſt⸗ 
anſtalten und durch die 
Expedition des Blattes 
Berlin W. 8, Mauerſtr. 43 4. 


u 
Das Blatt erſcheint nach } + * + 
Bedarf, im allgemeinen — 
monatlich zweimal, zum 
Preiſe von jährlich M. 6. 
A 
der 


Handels und Gewerbe-Derwaltung. 


Herausgegeben im Königlichen Miniſterium für Kandel und Gewerbe. 
Berlin, Montag, den 27. Tebruar 1905. 


Ar. 4 5. Jahrgang. 
Inhalt: 
J. Uerſonalien: S. 39. 

II. Allgemeine Uerwaltungsſachen: Betr. penſionsberechtigte Dienſtzeit der unmittelbaren Staatsbeamten 
S. 39. Betr. Verzeichnis der deutſchen Konſulate S. 40. 

III. Handels-Augrlegenheiten: 1. Schiffahrts angelegenheiten: Betr. Anmuſterungen S. 41. — 
2. Verkehr mit Nahrungsmitteln: Betr. verbotene Zuſätze zu Fleiſch S. 41. 

IV. Gewerbliche Angelegenheiten: 1. Organiſation des Handwerks: Betr. Ausſtellungen der 
Handwerkskammern S. 43. — 2. Gewerbeaufſicht: Betr. Eiſenbahn⸗Reparaturwerkſtätten S. 41. 
Betr. Ausbildungskurſus für Gewerbeaufſichtsbeamte S. 45. 3. Arbeiterverſicherung: Betr. 
Auflöſung von Betriebskrankenkaſſen S. 45. Betr. Beſcheinigungen gemüß $ 75a des KVG. S. 45. 

VI. Michtamtliches: Bücherſchau S. 46. 


— 


I. Perſonalien. 


Der Regierungsrat Graf von Schlitz 
gen. von Görtz und Wrisberg in Caſſel 
iſt zum Vorſitzenden und der Regierungsrat 
von Goſtkowski in Caſſel zum ſtellver⸗ 
tretenden Vorſitzenden des Schiedsgerichts 
für Arbeiterverſicherung Regierungsbezirk 
Caſſel und Fürſtentum Waldeck und des 
Schiedsgerichts für die Arbeiterverſicherung 
im Eiſenbahndirektionsbezirke Caſſel ernannt 
worden. 


Zum 1. April 1905 ſind verſetzt worden: 


die Gewerbeaſſeſſoren Julius Braun von 
Aachen 1 nach Solingen, Dr. Junghans 
von Potsdam nach Altona und Albrecht 
von Halberſtadt nach Dortmund. 


Der Gewerbeaſſeſſor Adolf Strauven 
in Mülheim a. d. Ruhr iſt zum Gewerbe⸗ 
inſpektor ernannt worden. 


— — — ꝛ .. —————wö gone 


II. Allgemeine Verwaltungsſachen. 


Betr. penſiousberechtigte Dienftzeit der unmittelbaren Staatsbeamteu. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 7. Februar 1905. 

N Jim Auſchluß an die Beſtimmungen unter Nr. 13 der im Miniſterialblatt für die 
innere Verwaltung von 1883 S. 54ff. veröffentlichten Grundſätze über die Berechnung der 
penſionsberechtigten Dienſtzeit der unmittelbaren Staatsbeamten werden hierunter die Aller⸗ 
höchſten Erlaſſe vom 8. Auguſt 1901, betreffend Anrechnung von Kriegsjahren für die Teil⸗ 
nehmer an der gegen China gerichteten Expedition, und vom 29. September 1904, betreffend 
Anrechnung von Kriegsjahren aus Anlaß der Aufſtände der Bondelſwarthottentotten und 
der Hereros in Südweſtafrika 1903/4 zur Beachtung mitgeteilt. 

In Vertretung. 
IIa 318. 11290. Lohmann. 


An die dem Handelsminiſterunn unterſtellten Behörden. 
Anlage. 


Auf Ihren Bericht vom 4. d. M. beſtimme Ich mit Bezug auf § 21 des Geſetzes, 
betreffend Verſorgung der Kriegsinvaliden und der Kriegshinterbliebenen, vom 31. Mai 1901: 


40 
1. Als Teilnehmer an der gegen China gerichteten Expedition gelten diejenigen 
Angehörigen des Armee-Oberkommandos in Oſtaſien und des Oſtaſiatiſchen 
Expeditionskorps ſowie Meiner Marine, 

a) welche zwecks Verwendung in Oſtaſien die Grenzen des Deutſchen Reichs 
überſchritten oder die heimiſchen Gewäſſer verlaſſen haben, und zwar bis 
zu dem Zeitpunkte der Rückkehr in die Heimat oder der Entlaſſung im 
Auslande; 
welche ſich bereits im Auslande befanden und während der Dauer der 
Expedition im Zuſammenhange mit dieſer in Oſtaſien Verwendung ge— 
funden haben. 


2. Den Teilnehmern an der Erpedition (Ziffer 1) ſind bei der Penſionierung zu 
der wirklichen Dauer der Dienſtzeit hinzuzurechnen: 

a) ein Jahr, wenn ſie wenigſtens einen Monat Teilnehmer geweſen ſind; 

b) ein zweites Jahr, wenn ſie in den Jahren 1900 und 1901 zuſammen 
wenigſtens neun Monate als Teilnehmer außerhalb der Reichsgrenze und 
der heimiſchen Gewäſſer zugebracht haben. Waren ſie an der Erfüllung 
dieſer Bedingung infolge einer in Oſtaſien erlittenen Verwundung oder 
ſonſtigen Dienſtbeſchädigung verhindert, ſo ſoll auch in dieſen Fällen die 
Hinzurechnung eines zweiten Jahres ſtattfinden. 

Homburg v. d. Höhe, den 8. Auguſt 1901. 


gez. Wilhelm. 


— 
= 
— 


ggez. v. Bülow. 
An den Reichskanzler. 


Ich beſtimme: 1. Der Aufſtand der Bondelſwarthottentotten in Südweſtafrika vom 
25. Oktober 1903 bis zum 27. Januar 1904 ſowie der am 11. Januar 1904 ausgebrochene 
Aufſtand der Hereros in demſelben Schutzgebiete gelten im Sinne der $$ 23 und 60 des 
Geſetzes, betreffend die Penſionierung und Verſorgung der Militärperſonen des Reichsheeres 
und der Kaiſerlichen Marine ſowie die Bewilligungen für die Hinterbliebenen ſolcher Perſonen 
vom 27. Juni 1871, des § 1 des Geſetzes vom 31. Mai 1901, betreffend Verſorgung der 
Kriegsinvaliden und der Kriegshinterbliebenen, ſowie des § 49 des Reichsbeamtengeſetzes 
vom 31. März 1873 als Feldzüge. 

2. Für die Beteiligung an der Niederwerfung der vorgenannten Aufſtände, ſofern fie 
mindeſtens einen Monat betragen hat oder die Teilnahme an einem Gefechte vorliegt, ſind 
den dabei im Sinne des vorerwähnten § 23 zur Verwendung gelangten Deutſchen Kriegs— 
jahre und zwar: 

für den Aufſtand der Bondelſwarthottentotten das Jahr 1903, für den Herero 
aufſtand vorläufig das Jahr 1904 anzurechnen. 

3. Eine Beſtimmung hinſichtlich der Beendigung der Unternehmung gegen die Hereros 
im Sinne des § 14, 2 des Geſetzes vom 31. Mai 1901 wird ſeiner Zeit folgen. 

Rominten, den 29. September 1904. 

gez. Wilhelm I. R. 
ggez. Graf von Bülow. 


An den Reichskanzler (Oberkommando der Schutztruppen und Reichsmarineamt). 


Betr. Verzeichnis der deutſchen Kouſulate. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 18. Februar 1905. 
Vom Auswärtigen Amt iſt im Januar 1905 ein neues Verzeichnis der Kaiſerlichen 
Konſulate herausgegeben worden. Ich laſſe den Handelsvertretungen ohne beſonderes 
Anſchreiben je einen Abdruck oder mehrere Abdrücke zugehen und bemerke, daß weitere 
Abdrücke zum Preiſe von 1,2 *. für das Stück aus der Königlichen Hofbuchhandlung 


von E. S. Mittler & Sohn hierſelbſt (S. W. 12, Kochſtraße 68— 71) bezogen werden 
können. 
In Vertretung. 


IIb 1238. Lohmann. 
An die Handelsvertretungen. 


III. Handels: Angelegenheiten. 
1. Schiffahrtsangelegenheiten. 


Betr. Aumuſterungen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 13. Februar 1905. 

Es wird beabſichtigt, den auf Seereiſen abgemeldeten Mannſchaften des Beurlaubten⸗ 
ſtands der Marine Kriegsbeorderungen und Paßnotizen nicht mehr mitzugeben. Zur Durch⸗ 
führung dieſer Abſicht erſuche ich Sie, die Seemannsämter Ihres Verwaltungsbezirkes an⸗ 
zuweiſen, vom 1. April 1905 ab bei Anmuſterung von Mannſchaften des Beurlaubtenſtands 
der Marine die in deren Beſitze befindlichen Kriegsbeorderungen und Paßnotizen einzuziehen 
und den kontrollierenden Bezirkskommaudos zugleich mit der Mitteilung der erfolgten An⸗ 
muſterung (Anlage 4 zu § 106 der Wehrordnung Ziffer 5, Abſ. 4) zu überſenden. 

In Vertretung. 
IIb 946. Lohmann. 


An die Herren Regierungspräſidenten der Seeſchiffahrtsbezirke. 


2. Verkehr mit Nahrungsmitteln. 
Betr. verbotene Zuſätze zu Fleiſch. 
Berlin, den 1. Dezember 1904. 

In neuerer Zeit wird zur Konſervierung von Fleiſch als Erſatz für den durch die 
Bekanntmachung des Herrn Reichskanzlers vom 18. Februar 1902 (RGBl. S. 48) auf Grund 
des § 21 des Fleiſchbeſchaugeſetzes verbotenen Formaldehyd „Hexamethylentetramin“ unter 
dem Namen „Carin“ angeprieſen. Das Kaiſerliche Geſundheitsamt hat über die Zuſammen⸗ 
ſetzung und Wirkung dieſes Mittels das abſchriftlich beigefügte Gutachten abgegeben. Nach 
dieſem Gutachten kam es feinem Zweifel unterliegen, daß die Wirkung dieſes Mittels bei 
der Fleiſchkonſervierung der des Formaldehyds gleichſteht und daß ferner durch Zuſatz von 
Hexamethylentetramin zu Fleiſch regelmäßig Formaldehyd entſteht. Es wird daher der 
Verwendung des erſtgenannten Stoffs zur Fleiſchzubereitung mit den geſetzlichen Mitteln 
entgegenzutreten und im Falle der Feſtſtellung von Formaldehyd in Fleiſchwaren, gleich- 
gültig ob dieſer Stoff unmittelbar oder durch Vermittelung von Hexamethylentetramin in 
das Fleiſch gelangt iſt, auf Grund des § 26 Nr. 1, § 27 Nr. 1, § 28 des Fleiſchbeſchau⸗ 
geſetzes die ſtrafrechtliche Verfolgung herbeizuführen, ferner, ſoweit es ſich um ausländiſches 
Fleiſch handelt, nach § 19 Abſ. 1 unter II A a und $ 21 Abſ. 1 unter IIb der Bundesrats⸗ 
beſtimmungen !) zu verfahren fein. Sollten die Gerichte ſich dieſer Auffaſſung nicht anſchließen, 
ſondern auf Grund der in dem Gutachten des Kaiſerlichen Geſundheitsamtes angedeuteten 
en freiſprechenden Erkenntniſſen gelangen, fo erſuchen wir uns hierüber Bericht 
zu erſtatten. 


An! ar 


Der Miniſter der geiſtlichen, Der Miniſter Der Miniſter des Innern. 
Unterrichts- und Medizinal⸗ für Landwirtſchaft, Domänen In Vertretung. 
Angelegenheiten. und Forſten. von Biſchoffshauſen. 
Im Auftrage. In Vertretung. 
Förſter. von Conrad. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
In Vertretung. 
Lohmann. 
M. f. L. I. G. a. 9788, 2. Ang. — M. d. g. A. N. 9142. — M. d. J. II. a. 8903. — M. f. H. 11 b. 10214. 
Au die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten hier. 
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Anlage. 


Auf Grund der Beſtimmung in § 21 des Geſetzes, betreffend die Schlachtvieh- und 
Fleiſchbeſchau, vom 3. Juni 1900 iſt durch die Bekanntmachung des Reichskanzlers vom 
18. Februar 1902 eine Reihe von Stoffen namhaft gemacht worden, die als geſundheits⸗ 
ſchädliche und täuſchende Zuſätze bei Fleiſch im Sinne des angezogenen Geſetzes anzuſehen 
ſind. Dazu gehören auch der Formaldehyd und die Zubereitungen, welche dieſen Stoff 
enthalten. 

Mau iſt nun in den beteiligten gewerblichen Streifen bemüht geweſen, Erſatz für die 
genannten Mittel zu finden und hat für den Formaldehyd das Hexamethylentetramin gewählt. 
Da mit Hilfe dieſes Stoffs das Formaldehydverbot umgangen werden kann und ferner die 
gegen den Formaldehyd beſtehenden Bedenken auch gegen das Hexamethylentetramin geltend 
zu machen ſind, iſt der Wunſch aufgetaucht, die geſetzgeberiſchen Maßnahmen auch auf dieſes 
Konſervierungsmittel auszudehnen. 

Das Hexamethylentetramin, welches entſteht, wenn Ammoniak und Formaldehyd auf 
einander einwirken, wird unter der Bezeichnung Urotropin von den Arzten angewendet, 
um eine Heilwirkung auszuüben. Es iſt kein indifferenter Stoff und wird demgemäß auch 
nur in genau abgemeſſener Menge verordnet. Daher erſcheint es nicht angängig, das 
Mittel den Gewerbetreibenden zur beliebigen Verwendung bei der Herſtellung von 
Lebensmitteln in die Hand zu geben, die nicht allein von Geſunden, ſondern auch von 
Kranken genoſſen werden. Wenn auch den Konſervierungsmitteln häufig Gebrauchs: 
anweiſungen beigegeben werden, ſo richten ſich doch die Verbraucher erfahrungsgemäß nicht 
immer danach; vielfach wird ſogar damit in leichtfertiger Weiſe umgegangen und der Zuſatz 
nach Gutdünken bemeſſen. Da das Hexamethylentetramin verhältnismäßig leicht, ſo auch 
unter der Einwirkung des ſauren Magenſafts Formaldehyd abſpaltet, der zu den geſund— 
heitsſchädlichen Stoffen gezählt wird, fo iſt das genannte Mittel zu denjenigen zu zählen, 
die geeignet ſind, die menſchliche Geſundheit zu beſchädigen. 

Die Verwendung des Präparats bei der Zubereitung von Fleiſch und bei der Her- 
ſtellung von Fleiſchwaren iſt aber auch deshalb nicht zu geſtatten, weil dadurch die Käufer 
über die Natur der damit behandelten Waren getäuſcht werden. Dem Fleiſchkonſervierungs⸗ 
mittel Carin, welches rund 10 Prozeut Hexamethylentetramin enthält, wird in den An 
preiſungen nachgerühmt, daß es den Wurſtwaren ein ſtets friſches Ausſehen verleiht. Dem 
außerdem in dem Caxin enthaltenen Kochſalz und Salpeter kommt dieſe Wirkung in dem 
angegebenen Umfange nicht zu, ſie würde alſo weſentlich durch das Hexamethlentetramin 
hervorgerufen werden. Ein Stoff, welcher derartige Eigenſchaften beſitzt, nimmt dem Käufer 
die Möglichkeit, ſich durch den Augenſchein über die wahre Natur der damit behandelten 
Ware zu unterrichten, und geſtattet, einer ſchon durch ihr Ausſehen minderwertigen Wurſt 
den Schein der Friſche und damit der Vollwertigkeit zu verleihen. 

Es erhebt ſich nunmehr die Frage, ob die Beſtimmungen der Bekanntmachung vom 
18. Februar 1902 ſchon ohne weiteres die Verwendung des Hexamethylentetramins wegen 
ſeiner Herſtellung aus Formaldehyd treffen. Die Frage iſt nicht ohne weiteres zu bejahen, 
denn der Stoff iſt weder Formaldehyd, noch eine Zubereitung, die dieſen enthält. Wenn 
Ammoniak und Formaldehyd zuſammentreten, fo entſteht unter Abſpaltung von Waſſer 
ein völlig neuer Stoff, mit neuen, ihm eigentümlichen Eigenſchaften, in deſſen kleinſten 
Teilchen weder Ammoniak, noch Formaldehyd als ſolche vorhanden ſind. Es tritt bei dieſem 
Vorgang aller Sauerſtoff, d. h. jenes Element, durch welches die Natur der Aldehyde 
weſentlich bedingt iſt, aus dem Formaldehyd in der Form von Waſſer aus. Anderſeits 
tritt ein neues Element, der Stickſtoff, ein, der in dem Formaldehyd nicht enthalten iſt. 
Will man aus dem neugebildeten Stoffe Formaldehyd und Ammoniak zurückerhalten, ſo 
gelingt dies nur durch einen chemiſchen Eingriff, durch welchen das Weſen des Hexamethylen— 
tetramins wieder völlig zerſtört wird. Bei dieſem Vorgange wird wiederum Waſſer auf- 
genommen, das ſich ſpaltet und durch Abgabe von Sauerſtoff den Formaldehyd zurück⸗ 
bildet. Daß ſich dieſe Umwandlung verhältnismäßig leicht abſpielt, kommt für die Beur⸗ 
teilung der Frage, ob das Hexamethylentetramin an ſich Formaldehyd enthält, nicht 
in Betracht. 

Als eine Formaldehyd enthaltende Zubereitung kann der Stoff ebenfalls nicht an— 
geſehen werden. Wenn auch die Zubereitung nicht ſcharf begrenzt iſt, jo werden darunter 
doch im allgemeinen Gemenge verſtanden, in denen die einzelnen Beſtandteile ihrem Weſen 
nach keine Veränderungen erfahren haben. Bei feſten Gemengen liegen z. B., wie eine mikroſko⸗ 
piſche Betrachtung zeigt, kleine Teilchen des einen Beſtandteils neben ſolchen des anderen 
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und können auch wieder getrennt werden, ohne daß ihr Weſen geändert wird. Daß dies 
bei dem Hexamethylentetramin nicht der Fall iſt, wurde bereits oben angezeigt. 

Um die Verwendung des Mittels bei Fleiſch und ſeinen Zubereitungen auf Grund 
des Fleiſchbeſchaugeſetzes zu verbieten, ſcheint ſich daher die Notwendigkeit zu ergeben, be⸗ 
ſondere Maßnahmen zu ergreifen. Es iſt nicht zu verkennen, daß eine Regelung der Frage 
wünſchenswert iſt, und insbeſondere iſt zuzugeben, daß, wie von dem Vorſteher der ſtaat⸗ 
lichen Unterſuchungsanſtalt für den Landespolizeibezirk Berlin ausgeführt worden iſt, die 
Verwendung von Hexamethylentetramin als Fleiſchkonſervierungsmittel ſowohl bei der 
Zurückweiſung ausländiſchen Fleiſches von der Einfuhr, als auch in Strafprozeſſen, die in 
Verfolg der inländiſchen Fleiſchbeſchau eingeleitet werden, Anlaß zu unerfreulichen Weite⸗ 
rungen geben kann. Durch das amtlich vorgeſchriebene Unterſuchungsverfahren (Anlage d, , 2 
zur Anweiſung D zum Geſetze, betreffend die Schlachtvieh- und Fleiſchbeſchau, vom 3. Juni 
1900) wird nicht nachgewieſen, ob der im Fleiſche vorgefundene Formaldehyd direkt zu⸗ 
geſetzt oder durch Zuſatz von Hexamethylentetramin entſtanden iſt. Es können ſich Fälle 
ereignen, bei denen Fleiſch wegen eines Zuſatzes von Formaldehyd beanſtandet wird, 
obwohl tatſächlich der Stoff als ſolcher nicht verwendet wurde. Vielleicht empfiehlt es ſich 
aber trotz der vorgebrachten Gründe, zunächſt von einer Erweiterung der Bekanntmachung 
des Reichskanzlers vom 18. Februar 1902 Abſtand zu nehmen und erſt den richterlichen 
Behörden Gelegenheit zu geben, zu der Frage Stellung zu nehmen. Wenn Fleiſch mit 
Hexamethylentetramin verſetzt wird, ſo entſteht aus dieſem durch die Säure des Fleiſches 
Formaldehyd. Dieſer verbleibt bei dem Fleiſche, übt auf dieſes eine Einwirkung aus und 
gelangt ſomit bei der Zubereitung von Fleiſch zur Anwendung (§ 21 des Geſetzes). Nach 
dieſer Anſchauung würde die Verwendung des Hexamethylentetramins ſchon auf Grund der 
beſtehenden Beſtimmungen verboten ſein. Sollte es ſich erweiſen, daß die Gerichte ſich 
dieſer Anſchauung nicht anſchließen und zu verurteilenden Erkenntuiſſen wegen des Zuſatzes 
von Hexamethylentetramin oder von Zubereitungen, die dieſen Stoff enthalten, nicht ge- 
langen, ſo wuͤrde es allerdings angezeigt ſein, das Mittel ausdrücklich zu verbieten. 


Berlin, den 15. Mai 1904. 
Der Präſident des Kaiſerlichen Geſundheitsamts. 
gez. Köhler. 


IV. Gewerbliche Angelegenheiten. 


1. Organiſation des Handwerks. 


Betr. Ausſtellungen der Haudwerkskammern. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 30. Januar 1905. 

Bei den Handwerkskammern tritt neuerdings in auffallender Weiſe die Neigung hervor, 
unter Aufwendung bedeutender Mittel größere Handwerksausſtellungen zu veranſtalten. 
Nachdem ſich im Jahre 1902 die Handwerkskammer Düſſeldorf an der Induitrie-, Gewerbe— 
und Kunſt⸗Ausſtellung daſelbſt durch Errichtung eines eigenen Gebäudes beteiligt hatte, hat 
im Jahre 1903 die Handwerkskammer in Oppeln eine ſelbſtändige Handwerksausſtellung 
in Gleiwitz veranſtaltet, der im Jahre 1904 die Handwerkskammern in Danzig, Bromberg, 
Breslau und Magdeburg mit Ausſtellungen an den genannten Orten gefolgt ſind. Für 1905 
find wiederum für Görlitz, Hannover, Cöln und Caſſel ſolche Ausſtellungen geplant, während 
finden ſoll in Lüttich, alſo nicht weit von der preußiſchen Grenze, eine Weltausſtellung ftatt- 

nden ſoll. 

Es ſoll nicht verkannt werden, daß bei der Verauſtaltung dieſer Ausſtellungen das 
Beſtreben obgewaltet hat, weiteren Kreiſen des Publikums ein Bild von der Leiſtungs⸗ 
fähigkeit der Handwerker zu geben und dieſen ſelbſt durch eine Gelegenheit ihre Leiſtungen 
an einander zu meſſen, neue Muſter und verbeſſerte Arbeitsmethoden kennen zu lernen, 
Anregung und Förderung zu gewähren. Demgegenüber werden jedoch die Schwierigkeiten, 
die ſich der Erreichung dieſes Zieles regelmäßig entgegenſtellen, durchweg nicht genügend 
erkannt und beachtet. Es mag dahingeſtellt bleiben, ob den auswärtigen Handwerkern die 
Beteiligung an der Ausſtellung als Ausſteller oder als Beſucher in ſolchem Umfange möglich 
iſt, daß für ſie ein Nutzen von der Ausſtellung zu erwarten iſt; immer wird die Zahl 
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derer, bei denen dies zutrifft, verhältnismäßig gering fein. So hat denn auch das Be⸗ 
dürfnis, die hergerichteten Ausſtellungsräume auszunutzen und zu füllen, zu wiederholten 
Malen dahin geführt, auch Fabrikerzeugniſſe zur Ausſtellung zuzulaſſen, ſo ſchon in Düſſel⸗ 
dorf, wo der freigebliebene Raum u. a. durch Aufnahme einer fabrikmäßig betriebenen 
Buchbinderei und andere jedenfalls nicht zum Handwerk gehörende Dinge ausgefüllt werden 
mußte. Auch haben die Veranſtalter der Ausſtellungen auf deren eigene Anziehungskraft 
ſelbſt jo wenig vertraut, daß fie überall unter Aufwendung bedeutender Summen für be- 
ſondere Lockmittel, wie Gartenkonzerte, Schaubuden, Volksbeluſtigungen uſw. geſorgt haben, 
die alle mit der Förderung des Handwerks in keinem oder doch nur in ſehr loſem Zu⸗ 
ſammenhange ſtehen. Die Inanſpruchnahme der Mittel und des Kredits der Handwerks— 
kammern für dieſe Zwecke wird aber dadurch doppelt bedenklich, daß eine ſichere Voraus: 
berechnung der Ausgaben und Einnahmen nicht möglich iſt. Ungünſtiges Wetter während 
des Aufbaus der Ausſtellung oder während der Ausſtellungszeit vermag einen großen Teil 
der Vorausberechnungen umzuſtoßen. Lehrreich iſt in dieſer Beziehung das Beiſpiel der 
ſonſt günſtig verlaufenen Ausſtellung in Breslau, bei der mit einer einzigen Ausnahme ſämtliche 
Ausgabepoſten haben überſchritten werden müſſen und die Mehrausgabe gegen den Etat 
253 248 I. beträgt. Der ungedeckte Fehlbetrag wird hier auf 18 bis 20 000 A. berechnet, 
wobei der von der Handwerkskammer geleiſtete und ihr bisher nicht erſtattete Vorſchuß von 
11000 A. nicht gerechnet iſt. Bedenklicher noch iſt das Ergebnis der Bromberger Aus— 
ſtellung, wo ein Fehlbetrag von 32 000 A. vorliegt, deſſen Abtragung den Etat der Kammer 
möglicherweiſe auf Jahre hinaus belaſten wird. 

Wenngleich der Verlauf in einzelnen Fällen günſtiger geweſen iſt, — die Ausſtellungen 
in Gleiwitz und Magdeburg haben mit Überſchüſſen abgeſchloſſen ſo wünſche ich doch, 
daß die Handwerkskammern, damit die Erfüllung ihrer eigentlichen Aufgaben nicht leidet, 
für die nächſten Jahre, ſoweit nicht ganz beſondere Umſtände vorliegen, von der Veran⸗ 
ſtaltung größerer Ausſtellungen abſehen. Ich erſuche Sie daher, wo in Zukunft Beſtre⸗ 
bungen in dieſer Richtung bei der Ihnen unterſtellten Handwerkskammer hervortreten, ihnen 
perſönlich und durch Ihren Kommiſſar unter ſtarker Betonung der praktiſchen Schwierig⸗ 
keiten und der finanziellen Bedenken entgegen zu treten. In jedem Falle, wo im Haus⸗ 
haltsplane der Handwerkskammer Mittel zur Veranſtaltung einer ſolchen Ausſtellung bereit 
geſtellt werden ſollen, wird vor der Genehmigung (vergl. § 103 n Abſ. 3 d. GO.) die 
finanzielle Tragweite der beabſichtigten Unternehmung eingehend und unter beſonderer 
Berückſichtigung der Frage zu prüfen ſein, ob die Übernahme des finanziellen Riſikos durch 
die Kammer überhaupt zugelaſſen werden kaun. 

Dabei wollen Sie beachten, daß es nicht an Leuten fehlt, die unter allen Umſtänden 
ein Intereſſe am Zuſtandekommen einer Ausſtellung haben, mag dieſe im übrigen dem 
Handwerke Nutzen bringen oder nicht. Aus dieſen und anderen Gründen iſt es, wie die 
Erfahrung gelehrt hat, nicht ſchwer, in Handwerkerkreiſen Stimmung für die Veranſtaltung 
einer Ausſtellung zu machen; dagegen kommen die Behörden leicht in eine unbequeme Lage, 
insbeſondere ſetzen fie ſich dem Verdachte mangelnden Intereſſes für das Handwerk aus, 
wenn ſie abraten, nachdem die Handwerker durch die Preſſe und andere Mittel ſchon für 
eine Ausſtellung gewonnen ſind. Auf Erfolg wird daher nur gerechnet werden können, 
wenn Projekten dieſer Art gleich bei ihrem erſten Auftauchen nachdrücklich entgegengetreten 
wird. Auch ſtelle ich Ihnen anheim, falls in einzelnen Gemeinden Beſtrebungen auf Ver⸗ 
anſtaltung von Ausſtellungen hervortreten, auf die die vorſtehend erörterten Bedenken zu— 
treffen, dem Gemeindevorſtande von dem Inhalte dieſes Erlaſſes Kenntnis zu geben. 

Auf die an verſchiedenen Orten herkömmlichen, mit größeren Koſten nicht verbundenen 
Ausſtellungen von Lehrlingsarbeiten bezieht ſich dieſer Erlaß ſelbſtverſtändlich nicht. 

Möller. 
Ila 289. 


An die Aufſichtsbehörden der Handwerkskammern. 


2. Gewerbeaufſicht. 
Betr. Eiſeubahn⸗Reparaturwerkſtätten. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 18. Februar 1905. 
Nachdem in den Urteilen des Oberlandesgerichtes in Frankfurt a. M. vom 4. Juli 
1902, des Kammergerichts vom 18. Oktober 1904 und des Oberlandesgerichts Marienwerder 
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vom 19. November 1904 die Rechtsauffaſſung zum Ausdrucke gebracht iſt, daß Reparatur: 
werkſtätten, die lediglich dem Zweck und der Förderung eines Eiſenbahnunternehmens 
dienen, als deſſen weſentliche Beſtandteile anzuſehen und deshalb gemäß § 6 der Gewerbe 
ordnung den geſamten Vorſchriften der Gewerbeordnung nicht unterworfen ſeien, erſcheint 
es geboten, daß bei dem gegenwärtigen Stande der Geſetzgebung auch die Gewerbeaufſichts⸗ 
beamten und Polizeibehörden nicht mehr verſuchen, die Beſtimmung des Titels VII der 
Gewerbeordnung in ſolchen Reparaturwerkſtätten zwangsweiſe zur Durchführung zu bringen, 
und daß die Gewerbeaufſichtsbeamten überhaupt in ihnen keine Zuſtändigkeit mehr in 
Anſpruch nehmen. 

Für die Betriebe der Staats- und Reichsverwaltungen behält es ſein Bewenden bei 
den Beſtunmungen der Erlaſſe vom 25. Mai und 15. Juni 1892 (B. 4305 und 5377). 

Ich erſuche Sie, die Ihnen unterſtellten Behörden hiervon zu verſtändigen. 


IIIa 196. Möller. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten hier. 


Betr. Ausbildungskurſus für Gewerbeaufſichtsbeamte. 

Wie in früheren Jahren, fo wird auch in dieſem Jahr auf Anordnung des Miniſters 
für Handel und Gewerbe ein Inſtruktionskurſus für Gewerbereferendare abgehalten werden. 
Der Kurſus wird am 6. März im Hörſaale der ſtändigen Ausſtellung für Arbeiterwohlfahrt 
in Charlottenburg, Fraunhoferſtraße Nr. 11/12, eröffnet werden und am 1. April ſein 
Ende erreichen. 


2. Arbeiterverſicherung. 
Krankenverſicherung. 
Betr. Anflöſung von Betriebskraukenkaſſen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin, den 28. November 1904. 

Die erhebliche Erſchwerung im Geſchäftsbetriebe, die die Firma N. in L. durch das 
Fortbeſtehen ihrer Betriebskrankenkaſſe erleidet, bietet einen genügenden Anlaß, dem Antrage 
des Betriebsunternehmers auf Auflöſung der Kaſſe zu entſprechen, zumal die Kaſſe ſeiner 
Zeit auf Antrag des Betriebsunternehmers errichtet worden iſt. Eine Schädigung der 
beteiligten Ortskrankenkaſſen kann ſchon deshalb nicht anerkannt werden, weil dieſe ſich 
durch Einführung beſonderer Beitrags- (Gefahren-) Klaſſen gemäß § 22 Abſ. 3 des Geſetzes 
vor Nachteilen ſchützen können, die aus dem Hinzutritte der Mitglieder der in Frage ſtehenden 
Betriebskrankenkaſſe etwa erwachſen ſollten. 

Ich erſuche Sie daher unter Aufhebung Ihrer Entſcheidung, die Betriebskrankenkaſſe 
N. N. in L. aufzulöſen und die Beſchwerdeführerin entſprechend zu beſcheiden. 

In Vertretung. 


IIIa 9191. Lohmann. 


An den Herrn Regierungs⸗Präſidenten in N. 


Betr. Beſcheinigungen gemäß § 75a des K. V. G. 


Den nachſtehend benannten Krankenkaſſen iſt die Beſcheinigung erteilt worden, daß 
ſie, vorbehaltlich der Höhe des Krankengelds, den Anforderungen des § 75 des Kranken⸗ 
verſicherungsgeſetzes genügen: 

1. Kranken- und Sterbekaſſe zu Schlangenbad (E. H.), 

2. Kranken- und Sterbekaſſe zu Bierſtadt (E. H.), 

3. Handwerker⸗Krankenkaſſe (E. H.) in Weſel, 

4. Kranken⸗ und Sterbekaſſe der Zimmergeſellen in Friedrichshagen, 

5. Krankenunterſtützungs⸗Kaſſe für die Bauhandwerker von Lütte und Umgegend (E. H.), 
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Schlicker Kranken- und Sterbe Auflage (E. H.) in Solingen, 
Hilfskaſſe „Arbeiter⸗Verein zu Eisleben“. 
Handwerkerverein Kranken- und Sterbekaſſe (E. H.) in Frauenſtein. 


n 


Berlin, den 25. Februar 1905. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Im Auftrage. 
IIIa 114111. Neuhaus. 


VI. Nichtamtliches. 
Bücherſchau. 


(Eine Beſprechung und amtliche Empfehlung der eingeſandten Bücher findet, ſofern es ſich nicht um amtliche 
Ausgaben oder im amtlichen Auftrage herausgegebene Werke handelt, nicht ſtatt.) 

Die amtliche Ausgabe der „Jahresberichte der Königlich Preußiſchen Re⸗ 
gierungs- und Gewerberäte und Bergbehörden für 1904“ wird demnächſt in der 
Reichsdruckerei fertiggeſtellt werden. Reichs-, Staats- und Kommunalbehörden, Landes- 
verſicherungsanſtalten, Berufsgenoſſenſchaften, Ortskrankenkaſſen, Knappſchaftsvereine, geſetz⸗ 
liche Handelsvertretungen, Handwerkskammern, Gewerbegerichte und Dampfkeſſelüber⸗ 
wachungsvereine, die in den Genuß des Vorzugspreiſes gelangen wollen, müſſen ihren 
Bedarf bis ſpäteſtens zum 1. März d. J. unmittelbar bei der Direktlon der Reichs⸗ 
druckerei, Berlin S. W. 68, Oranienſtraße 91, amnelden. 

Auch Privaten wird einpfohlen, ihren Bedarf bis dahin bei den Buchhändlern oder 
bei R. v. Decker's Verlag, Berlin S. W. 19, Jeruſalemerſtraße 56, zu beſtellen. Umfang 
und Preis des Werks ſtehen noch nicht genau feſt; wenn, wie zu erwarten iſt, der Umfang 
50 Druckbogen nicht überſchreitet, wird ſich der Ladenpreis für ein broſchiertes Exemplar 
des Werks auf höchſtens 6,30 J, für ein gebundenes Exemplar auf höchſtens 7 W. ſtellen. 


Georg Evert, Ober-Regierungsrat, Taſchenbuch des Gewerbe- und Arbeiterrechts, 
3. Auflage, Berlin, Carl Heymanns Verlag. 


Berichtigung. 

In dem Erlaſſe vom 30. Januar d. J.,, betreffend Streitigkeiten zwiſchen Arzten und 
Krankenkaſſen, iſt in der Nr. 3 des Miniſterial-Blatts vom 11. Februar d. J. ein Druck 
fehler enthalten. Es muß auf Seite 37 oben die vierte Zeile an erſter Stelle ſtehen und 
demgemäß heißen: 

„die Aufſichtsbehörde nach eingehender en der Verhältniſſe des Kaſſenbezirks 
dem Kaſſenvorſtand auf das bejtinnntefte . . . dieſen Nachweis führe, die Be— 
ſchaffung der erforderlichen Arzte... 


Carl Heymanns Verlag in Berlin W. — Gedruckt bei Jullus Sittenfeld in Berlin W. 


